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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 1437/2007 DES RATES

vom 26. November 2007

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 über die Finanzierung der gemeinsamen
Agrarpolitik

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 Absatz 2 Unterab-
satz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Für Interventionen, für die im Rahmen einer gemeinsa-
men Marktorganisation kein Betrag je Einheit festgesetzt
wird, sollten Durchführungsvorschriften aufgestellt wer-
den, insbesondere hinsichtlich der Art und Weise, wie
die zu finanzierenden Beträge ermittelt werden und wie
die Finanzierung der Ausgaben im Zusammenhang mit
der Bereithaltung der für den Ankauf der Erzeugnisse
erforderlichen Finanzmittel sowie die Finanzierung der
sich aus Sachmaßnahmen im Zusammenhang mit der
Lagerung und gegebenenfalls der Verarbeitung ergeben-
den Ausgaben vorzunehmen sind.

(2) In Anbetracht der Art der Maßnahmen und Programme,
die unter die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom
26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinär-
bereich (2) fallen, sollte festgelegt werden, dass in hinrei-

chend begründeten Ausnahmefällen die mit der Durch-
führung solcher Maßnahmen und Programme verbunde-
nen Verwaltungs- und Personalkosten aus Mitteln des
Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EGFL) finanziert werden können.

(3) In der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 (3) ist das Ver-
fahren festgelegt, nach dem die Kommission über eine
Aussetzung oder Kürzung der monatlichen Zahlungen
entscheidet, ebenso wie das Verfahren, nach dem über
eine Kürzung oder Aussetzung der Zwischenzahlungen
entschieden wird.

(4) Die Kommission entscheidet gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1290/2005, welche Beträge von der gemeinschaftli-
chen Finanzierung auszuschließen sind, wenn sie fest-
stellt, dass Ausgaben nicht in Übereinstimmung mit
den Gemeinschaftsvorschriften getätigt worden sind. Im
Rahmen des Verfahrens, das zu einem Ausschluss von
der gemeinschaftlichen Finanzierung führt, macht die
Kommission dem betreffenden Mitgliedstaat zur Behe-
bung der Probleme Empfehlungen, wie die gemeinschaft-
lichen Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Kommt der
Mitgliedstaat diesen Empfehlungen nicht nach, so trifft
die Kommission erneut Entscheidungen zum Ausschluss
der Beträge. Darüber hinaus kann in bestimmten Fällen
festgestellt werden, dass die Empfehlungen in nächster
Zukunft nicht umgesetzt werden beziehungsweise nicht
umgesetzt werden können.

(5) Unter diesen Umständen bietet die gegenwärtig gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 gegebene Möglich-
keit, monatliche Zahlungen und Zwischenzahlungen aus-
zusetzen oder zu kürzen, keinen ausreichenden Schutz
für die finanziellen Interessen der Gemeinschaft. Daher
erscheint es angezeigt, ein neues Verfahren vorzusehen,
nach dem die Kommission in besonderen Situationen
Zahlungen wirksamer aussetzen oder kürzen kann.
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(1) Stellungnahme vom 11. Oktober 2007 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(2) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Entscheidung zuletzt geändert
durch die Entscheidung 2006/965/EG (ABl. L 397 vom 30.12.2006,
S. 22).

(3) ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 378/2007 (ABl. L 95 vom 5.4.2007, S. 1).



(6) Eine Ex-ante-Aussetzung oder -Kürzung der Zahlungen
im Agrarbereich könnte für den betroffenen Mitgliedstaat
schwerwiegende finanzielle Folgen haben. Außerdem ver-
fügt der Mitgliedstaat im Vergleich zum Verfahren für die
Konformitätsabschlussentscheidung nur über begrenzte
Möglichkeiten, seinen Standpunkt der Kommission ge-
genüber zu verteidigen. Aus diesen Gründen sollte das
neue Verfahren für die Aussetzung oder Kürzung von
Zahlungen nur dann angewendet werden, wenn ein
oder mehrere Schlüsselelemente des betreffenden einzel-
staatlichen Kontrollsystems fehlen bzw. aufgrund der
Schwere oder Dauer der festgestellten Mängel nicht wirk-
sam sind.

(7) Es ist zu klären, unter welchen Bedingungen Ausgabener-
klärungen für Zwischenzahlungen im Rahmen des Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums (ELER) unzulässig sind.

(8) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 4045/89 des Rates
vom 21. Dezember 1989 über die von den Mitgliedstaa-
ten vorzunehmende Prüfung der Maßnahmen, die Be-
standteil des Finanzierungssystems des Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab-
teilung Garantie, sind (1), müssen die Mitgliedstaaten zwi-
schen dem 1. Juli des Jahres n + 1 und dem 30. Juni des
Jahres n + 2 nachträglich Kontrollen bestimmter Ausga-
ben der gemeinsamen Agrarpolitik des Haushaltsjahres
„n“ durchführen. Der Bericht über die Kontrolltätigkeiten
ist der Kommission erst Ende des Jahres n + 2 zu über-
mitteln.

(9) Aufgrund der Fristen für die Konformitätsabschlussent-
scheidungen gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1290/2005 hat die Kommission praktisch keine Möglich-
keit, einen Ausschluss von der gemeinschaftlichen Finan-
zierung vorzunehmen, wenn ein Mitgliedstaat seine Kon-
trollpflichten gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 4045/89
nicht erfüllt. Zur Behebung dieses Problems sollten die
Fristen nicht gelten, wenn die Mitgliedstaaten ihre Kon-
trollpflichten gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 4045/89
nicht erfüllen, vorausgesetzt, die Kommission wird inner-
halb von 12 Monaten nach Eingang des Berichts eines
Mitgliedstaats tätig.

(10) Da nicht die Notwendigkeit besteht, dass die Mitglied-
staaten die Kommission darüber unterrichten, wie sie
die annullierten Mittel wieder verwenden und den Finan-
zierungsplan für das betreffende Entwicklungsprogramm
für den ländlichen Raum ändern werden oder wollen,
sollte die entsprechende Bestimmung der Verordnung
(EG) Nr. 1290/2005 gestrichen werden.

(11) Zur Angleichung der Übergangsvorschriften für den Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Ausrichtung, an die
neuen Vorschriften für den nächsten Programmplanungs-
zeitraum der Strukturfonds sollte die Verordnung
(EG) Nr. 1290/2005 an die Verordnung (EG) Nr.

1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den
Kohäsionsfonds (2) angepasst werden.

(12) Die Rechtsgrundlage für den Erlass der Durchführungs-
vorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005
muss geklärt werden. Die Kommission muss insbeson-
dere Durchführungsvorschriften für die Veröffentlichung
von Informationen über die Empfänger von GAP-Mitteln,
für Interventionsmaßnahmen, für die kein Betrag je Ein-
heit im Rahmen einer gemeinsamen Marktorganisation
festgesetzt worden ist, und bezüglich der Mittel, die zur
Finanzierung der Ausgaben für die im Rahmen der ge-
meinsamen Agrarpolitik vorgesehenen Direktzahlungen
an die Landwirte übertragen wurden, erlassen können.

(13) Zur Umsetzung der Europäischen Transparenzinitiative
wurden bei der Überarbeitung der Verordnung (EG, Eu-
ratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (3) die Bestimmungen
über die jedes Jahr vorzunehmende nachträgliche Veröf-
fentlichung von Informationen über die Empfänger von
Mitteln aus dem Haushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften eingefügt. Die Art dieser Veröffentli-
chung ist in den Sektorverordnungen festzulegen. Sowohl
der EGFL als auch der ELER sind Teil des Gesamthaus-
haltsplans der Europäischen Gemeinschaften; aus ihren
Mitteln werden Ausgaben finanziert, die im Rahmen
der zwischen den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft
geteilten Mittelverwaltung getätigt werden. Deshalb soll-
ten Vorschriften für die Veröffentlichung von Informatio-
nen über die Empfänger der Mittel aus diesen Fonds er-
lassen werden. In diesem Zusammenhang sollten die Mit-
gliedstaaten jedes Jahr die nachträgliche Veröffentlichung
der Begünstigten und der Beträge, die diese aus den ge-
nannten Fonds erhalten haben, gewährleisten.

(14) Diese Informationen der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen erhöht die Transparenz in Bezug auf die Ver-
wendung der Gemeinschaftsmittel in der gemeinsamen
Agrarpolitik und verbessert, insbesondere durch eine stär-
kere öffentliche Kontrolle der verwendeten Mittel, die
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung bei diesen Fonds.
Angesichts der überragenden Bedeutung der verfolgten
Ziele ist es unter Berücksichtigung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit und des Erfordernisses des Schutzes
personenbezogener Daten gerechtfertigt, diese Informa-
tionen allgemein zu veröffentlichen, da sie nicht über
das hinausgehen, was in einer demokratischen Gesell-
schaft und zur Verhütung von Unregelmäßigkeiten erfor-
derlich ist. Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des
Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 10. April
2007 (4) ist es angebracht, die Mittelempfänger darüber
zu unterrichten, dass ihre Daten der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht und von Rechnungsprüfungs- und Un-
tersuchungseinrichtungen verarbeitet werden können.
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(1) ABl. L 388 vom 30.12.1989, S. 18. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2154/2002 (ABl. L 328 vom
5.12.2002, S. 4).

(2) ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 25. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1989/2006 (ABl. L 411 vom 30.12.2006,
S. 6).

(3) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1995/2006 (ABl. L 390 vom 30.12.2006,
S. 1).

(4) ABl. C 134 vom 16.6.2007, S. 1.



(15) Die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 wird wie folgt geändert:

1. Dem Artikel 3 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Ist im Rahmen einer gemeinsamen Marktorganisa-
tion für eine Interventionsmaßnahme kein Betrag je Einheit
festgelegt, so wird die betreffende Maßnahme mit Hilfe von
gemeinschaftsweit einheitlichen Pauschbeträgen aus dem
EGFL finanziert; dies gilt insbesondere für Mittel der Mit-
gliedstaaten, die für den Ankauf der Erzeugnisse sowie für
Sachmaßnahmen im Zusammenhang mit der Lagerung und
gegebenenfalls der Verarbeitung von Interventionserzeug-
nissen verwendet werden.

Die entsprechenden Aufwendungen und Kosten werden
nach dem in Artikel 41 Absatz 3 genannten Verfahren
berechnet.“

2. Dem Artikel 13 wird folgender Absatz angefügt:

„In hinreichend begründeten Ausnahmefällen gilt Absatz 1
nicht für Maßnahmen und Programme, die unter die Ent-
scheidung 90/424/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 über
bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (*) fallen.

___________
(*) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Entscheidung zuletzt

geändert durch die Entscheidung 2006/965/EG (ABl.
L 397 vom 30.12.2006, S. 22).“

3. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 17a

Kürzung und Aussetzung der monatlichen Zahlungen
in besonderen Fällen

(1) Unbeschadet des Artikels 17 kann die Kommission
im Einklang mit den Absätzen 2 und 3 entscheiden, die in
Artikel 14 genannten monatlichen Zahlungen für einen in
der betreffenden Entscheidung festzulegenden Zeitraum zu
kürzen oder auszusetzen; dieser Zeitraum darf höchstens
12 Monate betragen, kann jedoch mehrmals um jeweils
höchstens 12 Monate verlängert werden, sofern die Voraus-
setzungen gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels noch
erfüllt sind.

(2) Die monatlichen Zahlungen können gekürzt oder
ausgesetzt werden, wenn sämtliche nachstehenden Voraus-
setzungen erfüllt sind:

a) Ein oder mehrere Schlüsselelemente des betreffenden
einzelstaatlichen Kontrollsystems sind nicht vorhanden
oder aufgrund der Schwere oder Dauer der festgestellten
Mängel nicht wirksam;

b) die Mängel gemäß Buchstabe a liegen dauerhaft vor und
waren der Grund für mindestens zwei Entscheidungen
gemäß Artikel 31, wonach die entsprechenden Ausga-
ben des betreffenden Mitgliedstaats von der gemein-
schaftlichen Finanzierung auszuschließen sind, und

c) die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass der be-
treffende Mitgliedstaat ihren Empfehlungen für Abhilfe-
maßnahmen nicht nachgekommen ist und in nächster
Zukunft auch nicht nachkommen kann.

(3) Vor ihrer Entscheidung gemäß Absatz 1 unterrichtet
die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat von ihrer
Absicht und fordert ihn auf, innerhalb einer Frist, die sie
entsprechend der Bedeutung des Problems festlegt und die
in der Regel nicht weniger als 30 Tage betragen darf, seinen
Standpunkt darzulegen.

Der Prozentsatz, um den die monatlichen Zahlungen ge-
kürzt oder ausgesetzt werden können, entspricht dem Pro-
zentsatz, den die Kommission in ihrer vorangehenden Ent-
scheidung gemäß Absatz 2 Buchstabe b festgelegt hat. Er
wird auf die betreffenden Ausgaben angewendet, die von
der Zahlstelle, bei der die Mängel gemäß Absatz 2 Buch-
stabe a bestehen, vorgenommen wurden.

(4) Die Kürzungen und Aussetzungen werden nicht fort-
geführt, wenn die Voraussetzungen gemäß Absatz 2 nicht
länger gegeben sind. Dies gilt unbeschadet des Konformi-
tätsabschlusses nach Artikel 31.“

4. Artikel 26 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die zugelassene Zahlstelle und die Koordinierungs-
stelle, sofern eine solche benannt wurde, werden unverzüg-
lich von der Kommission in Kenntnis gesetzt, wenn eine
der Anforderungen gemäß Absatz 3 nicht erfüllt ist. Ist eine
Anforderung gemäß Absatz 3 Buchstabe a oder c nicht
erfüllt, so ist die Ausgabenerklärung unzulässig.“
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5. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 27a

Aussetzung und Kürzung der Zwischenzahlungen in
besonderen Fällen

Artikel 17a gilt für die Aussetzung und die Kürzung von
Zwischenzahlungen gemäß Artikel 26 entsprechend.“

6. Dem Artikel 31 Absatz 5 wird folgender Buchstabe ange-
fügt:

„c) von Verstößen der Mitgliedstaaten gegen ihre Pflichten
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 4045/89 des Rates
vom 21. Dezember 1989 über die von den Mitglied-
staaten vorzunehmende Prüfung der Maßnahmen, die
Bestandteil des Finanzierungssystems des Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft, Abteilung Garantie, sind (*), unter der Voraus-
setzung, dass die Kommission den Mitgliedstaat inner-
halb von 12 Monaten nach Eingang des Berichts des
Mitgliedstaats über die Ergebnisse seiner Kontrollen der
betreffenden Ausgaben schriftlich über ihre Prüfungs-
feststellungen unterrichtet.

___________
(*) ABl. L 388 vom 30.12.1989, S. 18. Verordnung zuletzt

geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2154/2002
(ABl. L 328 vom 5.12.2002, S. 4).“

7. Artikel 33 Absatz 4 Unterabsatz 2 wird gestrichen.

8. Artikel 40 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Abweichend von Artikel 31 Absatz 2, Artikel 32
Absatz 4 und Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit allge-
meinen Bestimmungen über die Strukturfonds (*) werden
die Teile der Mittelbindungen für die aus dem EAGFL, Ab-
teilung Ausrichtung, kofinanzierten Interventionen, die die
Kommission zwischen dem 1. Januar 2000 und dem 31.
Dezember 2006 genehmigt hat und für die die bescheinigte
Erklärung über die tatsächlich getätigten Ausgaben, der ab-
schließende Durchführungsbericht und der Vermerk nach
Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe f der genannten Verordnung
nicht innerhalb von 15 Monaten nach dem in der Entschei-
dung über die Fondsbeteiligung festgelegten Enddatum für
die Förderfähigkeit der Ausgaben bei der Kommission ein-
gegangen sind, spätestens sechs Monate nach Ablauf dieser
Frist automatisch aufgehoben, wobei die rechtsgrundlos ge-
zahlten Beträge zurückzuzahlen sind.
___________
(*) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1. Verordnung zuletzt

geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1198/2006
(ABl. L 223 vom 15.8.2006, S. 1).“

9. Artikel 42 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Bedingungen für die Zulassung der Zahlstellen
sowie für die gesonderte Zulassung der Koordinie-
rungsstellen, ihre jeweiligen Aufgaben, die erforder-
lichen Informationen und die Einzelheiten dazu, wie
diese der Kommission zur Verfügung zu stellen oder
zu übermitteln sind,“.

b) Folgende Nummern werden eingefügt:

„8a. die ausführlichen Bestimmungen für die Finanzie-
rung und die buchmäßige Erfassung der Interven-
tionen in Form der öffentlichen Lagerhaltung sowie
für andere aus dem EGFL und dem ELER finan-
zierte Ausgaben;

8b. die ausführlichen Bestimmungen über die Veröf-
fentlichung von Informationen über die Begünstig-
ten gemäß Artikel 44a und über die praktischen
Aspekte im Zusammenhang mit dem Schutz natür-
licher Personen bezüglich der Verarbeitung ihrer
personenbezogenen Daten gemäß den gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften zum Datenschutz.
Durch diese Vorschriften ist insbesondere sicherzu-
stellen, dass die Mittelempfänger darüber unterrich-
tet werden, dass diese Daten der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht und zum Zwecke der Wahrung
der finanziellen Interessen der Gemeinschaften von
Rechnungsprüfungs- und Untersuchungseinrichtun-
gen verarbeitet werden können; in diesen Vor-
schriften ist auch der Zeitpunkt festzulegen, zu
dem der Begünstigte darüber zu unterrichten ist;

8c. die Bedingungen und die Durchführungsbestim-
mungen für Mittel, die gemäß Artikel 149 Absatz
3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002
zur Finanzierung der Ausgaben gemäß Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe c der vorliegenden Verordnung
übertragen wurden.“

10. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 44a

Veröffentlichung von Informationen über die
Begünstigten

Gemäß Artikel 53b Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 gewährleisten die Mitglied-
staaten jedes Jahr die nachträgliche Veröffentlichung der
Informationen über die Empfänger von EGFL- und ELER-
Mitteln sowie der Beträge, die jeder Begünstigte aus diesen
Fonds erhalten hat.

Es sind mindestens die nachstehenden Angaben zu veröf-
fentlichen:

a) für den EGFL der Betrag, aufgeschlüsselt nach direkten
Zahlungen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1782/2003 und sonstigen Ausgaben;
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b) für den ELER der Gesamtbetrag der öffentlichen Mittel je
Begünstigten.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummern 3 und 5 gilt ab dem 1. Juli 2008.

Artikel 1 Nummer 6 gilt für Berichte der Mitgliedstaaten, die
nach dem 1. Januar 2008 bei der Kommission eingehen; aus-
genommen sind Ausgaben, die von den Mitgliedstaaten vor dem
Haushaltsjahr 2006 getätigt wurden.

Artikel 1 Nummer 10 gilt für die aus EGFL-Mitteln ab dem 16.
Oktober 2007 und für die aus ELER-Mitteln ab dem 1. Januar
2007 getätigten Ausgaben.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 26. November 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SILVA
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